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Richtlinien für den Voranschlag 2003 der Gemeinden und Gemeindeverbände

I. Allgemeines

Nachdem sich die Gemeindeertragsanteile haupt-
sächlich durch Maßnahmen des Budgetbegleitgesetzes
2001 im Jahr 2001 gut entwickelt hatten, erfolgte ab
dem zweiten Halbjahr 2002 ein spürbarer Rückgang,
wobei vor allem die einkommensabhängigen Steuern
(Einkommensteuer, Körperschaftssteuer) betroffen
waren.

Nachdem noch heuer die auf Grund der Volks-
zählung 2001 erforderliche Aufrollung der Ertragsan-
teile erfolgen wird, kann jedoch damit gerechnet

werden, dass die veranschlagten Ziffern erreicht wer-
den. 

Die vom Bundesministerium für Finanzen im Sep-
tember 2002 erstellte Prognose für das Aufkommen an
gemeinschaftlichen Bundesabgaben 2003 entspricht
jenem von 2001. 

Im Hinblick auf die derzeitigen Konjunktur- und
Wirtschaftswachstumsprognosen kann davon ausgege-
gangen werden, dass mit keiner nennenswerten Verän-
derung der Abgabenertragsanteile 2003 zu rechnen sein
wird.

II. Gesamtbemessungsgrundlagen

1. Endgültige Einwohnerzahl Tirols lt. Volkszählung 2001 673.504
2. Endgültige abgestufte Bevölkerungszahl lt. Volkszählung 2001 1.036.347
3. Geschätzte Finanzkraft I 2003 E 87.073.600,–

das sind pro Einwohner E 129,30
4. Geschätzte Finanzkraft II 2003 E 522.092.000,–
5. Geschätzte Finanzkraft III 2003 E 87.388.800,–

das sind pro Einwohner E 129,70
6. Geschätzte Ertragsanteile 2003 E 527.095.700,–

Bedarfsausgleich E 15.773.400
Sockelbetrag gem. § 12 Abs. 2 (2) FAG E 42.451.000,–
Getränkesteuerersatz E 46.494.000,–
Werbesteuernausgleich E 493.600,–
Werbeabgabe E 1.646.800,–
Restertragsanteile 2003 E 353.816.900,–
pro Kopf der abgestuften Bevölkerung E 341,40

7. Landesumlage: 7,6 % E 39.747.700,–
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III. Bemessungsgrundlagen für die einzelne Gemeinde

1. Endgültige Einwohnerzahl lt. Volkszählung 2001

2. Endgültige abgestufte Bevölkerungszahl

3. Finanzkraft I 2003:
a) Grundsteuer A: Messbeträge 2002 x 360% E

b) Grundsteuer B: Messbeträge 2002 x 360 % E

c) Kommunal- und Lohnsummensteuer
39 % des Aufkommens (Vorschreibung) 2001 E ____________

Finanzkraft I 2003 E ____________

4. Finanzkraft II 2003
a) Grundsteuer A: Aufkommen (Vorschreibung) 2001

umgerechnet auf einen Hebesatz von 360 % E

b) Grundsteuer B: wie vor E

c) Kommunal- und Lohnsummensteuer:
39 % des Aufkommens (Vorschreibung) 2001 E

d) Getränke- und Speiseeissteuer:
50 % des Aufkommens (Vorschreibung) 2001 E

e) Getränkesteuerersatz:
50 % des Aufkommens (Vorschreibung) 2001 E

f) Bedarfsausgleich 2001 (Vorschreibung) E

g) Restertragsanteile 2001 (Vorschreibung) E

h) Sockelbetrag 2001 (Vorschreibung) E

i) Werbeabgabe und Werbesteuernausgleich 2001 (Vorschreibung) E ____________

Finanzkraft II 2003 E ____________

5. Finanzkraft III 2003:
Finanzkraft I (III/3) E

+ Finanzzuweisung gem. § 21 Abs. 6 FAG
(1. Verteilungsvorgang) E ____________

Finanzkraft III 2003 E ____________

6. Ertragsanteile 2003:
a) Bedarfsausgleich:

Finanzbedarf = abgestufte Bev.-zahl x E 129,70 E

Finanzkraft III (III/5) E ____________

Unterschied E ____________

Bedarfsausgleich = 30 % des Unterschiedes, wenn dieser positiv E

b) Sockelbetrag (HHSt. 925+8592): Einwohnerzahl x E 63,03 E

c) Getränkesteuerersatz (HHSt. 925+8593): 80 % des durchschnittlichen
Getränkesteueraufkommens 1993 bis 1997 E

d) Gemeindewerbesteuernausgleich (HHSt. 925+8595):
Erhalten nur jene Gemeinden, die in den Jahren 96-98 Ankündigungssteuer
eingehoben haben.
38 % vom Mittelwert Ankündigungssteuer 96-98 E

e) Werbeabgabe (HHSt. 925+8595):
E 2,44 pro Einwohner E

f) Restertragsanteile (HHSt. 925+8591): E

Abgestufte Bevölkerungszahl x E 341,40 E

7. Landesumlage 2003:
46 % der Finanzkraft I (III/3) E
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8. Personalaufwand
Derzeit liegen keine konkreten Unterlagen über allgemeine Bezugserhöhungen vor. Außer der Berücksichti-
gung allfälliger Zu- und Abgänge, Beförderungen, Überstellungen, Zeitvorrückungen etc. wird den Gemeinden
empfohlen, die Mitteilungen über die Bezugserhöhungen in den Medien zu beachten.

9. Beitrag an den GV für Zuwendungen an ausgeschiedene Bürgermeister (HHSt. 000-752):
Ansatz 2003: E 5,50– pro Einwohner

10. Beitrag an den GV Kranken- und Unfallfürsorge für Gemeindebeamte (HHSt. 010-752):
Ansatz 2003: Aufwand 2001 laut Schreiben vom 7. März 2002, Zahl KUF-454/2002 zuzüglich 5 %.

11. Beitrag an den GV für das Pensionsrecht der Tiroler Gemeindebeamten (HHSt. 080-752):
Ansatz 2003: Auf Basis der endgültigen Ausfallsleistung 2001 zuzüglich 12 % (laut Schreiben vom 15. Mai 2002,
Zahl PF-1/781/2002). Dies entspricht gegenüber der Akontozahlung für 2002 einer Erhöhung von 4 %.

12. Beitrag an den Pensionsfonds für Sprengelärzte (HHSt. 080-751):
Ansatz 2003: E 1,80 pro Einwohner

13. Investitionsbeiträge für kaufmännische und gewerbliche Landesberufsschulen (HHSt. 220-7512):
a) alle Gemeinden Tirols: E 1.635.000,–

Beitrag 2003: 0,65 % der Kommunalsteuer 2001
E 1,10 pro Einwohner

Zusätzlich:
b) Gemeinden Bezirk Imst (ohne Mieming und Obsteig): E 175.083,–

Beitrag 2003: 1,20 % der Kommunalsteuer 2001
E 1,60 pro Einwohner

c) Gemeinden Bezirk Landeck: E 114.747,–
Beitrag 2003: 0, 84% der Kommunalsteuer 2001

E 1,20 pro Einwohner
d) Gemeinden Bezirk Lienz: E 480.459,–
Beitrag 2003: 3,75 % der Kommunalsteuer 2001

E 4,29 pro Einwohner

14. Sportförderungsbeitrag an das Land (HHSt. 269-751):
Ansatz 2003: 0,25 % der FK II

15. Beitrag Landesgedächtnisstiftung (HHSt. 369-751):
Ansatz 2003: 0,30 % der FK II

16. Beitrag zum Mindesteinkommen Hebammen (HHSt. 512-751):
Ansatz 2003: E 0,02 pro Einwohner

17. Auf Grund der von der Abteilung Sozial- und Behindertenhilfe bekanntgegebenen Ziffern ergibt sich
(gerundet auf E 100):
a) Beitrag nach dem Tiroler Sozialhilfegesetz (HHSt. 411-7511)
b) Beitrag nach dem Tiroler Rehabilitationsgesetz (HHSt. 413-751)
c) Beitrag nach dem Tiroler Pflegegesetz (HHSt. 411-7512)
d) Privatrechtlicher Sozialhilfebeitrag (Pr.SH – HHSt. 411-7513)
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18. Beitrag nach dem Tiroler Jugendwohlfahrtsgesetz (HHSt. 439-751):
Auf Grund der von der Abteilung Jugendwohlfahrt bekanntgegebenen Ziffern ergibt sich (gerundet auf E 100):

19. Beitrag zum Tiroler Landeskrankenanstaltenfinanzierungsfonds (HHSt. 590-751):
Ansatz 2003: 12,20 % der FK II

20. Beitrag (Krankenhausumlage) an das Bezirkskrankenhaus (HHSt. 560-752):
Der Ansatz 2003 wird durch das jeweilige Bezirkskrankenhaus bekanntgegeben.
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43.
Endgültiges Ergebnis der Volkszählung 2001
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44.
Neues Datenmaterial im Internet und Änderungen im TGO-Querschnitt

Im Vorjahr erfolgten zahlreiche Änderungen der
VRV, die mit der Einhaltung des Stabilitätspaktes in
Zusammenhang standen (auf die Artikel im Merkblatt
für die Gemeinden Tirols, Folge Dezember 2001 und
März 2002, wird hingewiesen). Nach einer Auswertung
der von den Gemeinden Tirols für das Jahr 2001 über-
mittelten Daten kann festgestellt werden, dass die
Gemeinden die Änderungen großteils problemlos
umgesetzt haben und gegenüber dem Vorjahr ein
besseres Ergebnis insbesondere bei der Verwendung der
richtigen Ansätze und Posten erzielt wurde. Auch der
buchhalterische Ausgleich bei den auf den Abschnitten
85 bis 89 verrechneten marktbestimmten Betrieben und
Unternehmungen wurde von der überwiegenden An-
zahl der Gemeinden bereits ebenso vorgenommen wie
auch das Ergebnis des laufenden Jahres auf der Posten-
gruppe 965 bis 968 richtig verbucht wurde. Dies hat
dazu geführt, dass bei der Plausibilitätsprüfung der
übermittelten Datensätze im Vergleich zum Vorjahr ein
weitaus kleinerer Anteil der Kontierungen als unzuläs-
sig herausfiel. Lediglich bei der Abwicklung der
Durchlaufergebarung sind noch unverhältnismäßig
viele falsche Posten in Verwendung. Dieser Erfolg war
nur möglich einerseits durch die besonderen Be-
mühungen der in den Gemeinden mit der Materie be-
trauten Mitarbeiter andererseits durch die konstruktive
und sehr engagierte Mitarbeit der EDV-Firmen, die

diese Neuerungen zeitgleich mit der Euroumstellung
hervorragend bewältigt haben.

Nunmehr sind verschiedene weitere Neuerungen
vorgesehen, die insbesondere in den automationsunter-
stützten Datentransfers ihre Ursache haben. Den
Gemeinden wird in Hinkunft über das Internet in einem
Portal der Abteilung Gemeindeangelegenheiten neben
den bisherigen Angeboten durch Zurverfügungstellung
von Erlässen und Formularen, die Bekanntgabe von
Transferzahlungen sowie die Anwendung zur Ermitt-
lung der Finanzkraft der komplette Kontenrahmen der
VRV und der TGO mit den Querschnitten sowie ein
Postenverzeichnis und der Rahmenkontenplan zur
Verfügung stehen. Dabei wurde darauf geachtet, dass
eine umfassende möglichst praxisorientierte Version
mit Abfragemöglichkeiten nach Ansätzen und nach
Posten erarbeitet wird. Der Kontenrahmen kann für alle
Abschnitte und Unterabschnitte nach den Ansätzen
durch Eingabe eines Suchbegriffes aufgerufen werden.
Ebenso wurde ein umfangreiches Postenverzeichnis er-
stellt, das ebenfalls nach Suchbegriffen abgefragt wer-
den kann. Beim Kontenrahmen scheinen sowohl die
VRV- wie auch die TGO-Querschnittskennziffern auf.
Damit wurde einem mehrfach geäußerten Wunsch der
Gemeinden entsprochen und dürfte in Hinkunft die
richtige Zuordnung zu den Querschnittskennziffern
erleichtert werden.
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Da dieses Datenmaterial nunmehr im Internet zur
Verfügung steht, erübrigt sich die weitere Auflage des
Kontierungsleitfadens.

In den letzten Jahren erlangte der VRV-Querschnitt
eine immer größere Bedeutung, da aus ihm die Krite-
rien für die Einhaltung des Stabilitätspaktes abgeleitet
werden können. Trotzdem wurde an der Beibehaltung
des TGO-Querschnittes festgehalten, weil er sich als
wirkungsvolles Instrument zur Beurteilung der Finanz-
lage und zur Ermittlung des Verschuldungsgrades be-
währt hat. Dieser TGO-Querschnitt soll so weit als
möglich an den VRV-Querschnitt angepasst werden, so
dass auch eine Ableitung einzelner Summen bzw. Salden
möglich ist. Dazu sind folgende Adaptierungen er-
forderlich:

Fortdauernde Gebarung

Bei den fortdauernden Einnahmen wird unter Kenn-
ziffer 11 nur die Postenunterklasse 82 verbucht. Die
Postenunterklassen 24 und 25 fallen unter Kennziffer
12 „Rückzahlung gewährter Darlehen (Bezugsvor-
schüsse)“. Analog dazu werden bei den fortdauernden
Ausgaben der Kennziffer 33 „Gewährung von Darlehen
(Bezugsvorschüssen)“ die Postenunterklassen 24 und
25 zugeordnet. Dazu ist zu bemerken, dass Darlehens-
gewährungen in der Regel der einmaligen Gebarung
zuzuordnen sind, während die Rückzahlungen von Dar-
lehen unter die fortdauernde Gebarung fallen. Eine
Ausnahme bilden die Bezugsvorschüsse, die ohne Aus-
nahme eine fortdauernde Gebarung darstellen. Unter
die Kennziffer 17 fällt auch die Postengruppe 880, ana-
log dazu wird bei den Ausgaben die Postengruppe 780
der Kennziffer 36 zugeordnet. Da sich die Landesum-
lage ohnedies aus dem eigenen Ansatz unterscheidet,
entfällt die Zuordnung zu einer eigenen TGO-Quer-
schnittskennziffer, ihr wird daher wie den anderen
Posten der Unterklasse 75 in Hinkunft die TGO-Quer-
schnittskennziffer 36 „LTZ“ zugeordnet. Für Gewinn-
entnahmen der Gemeinde als Einnahme (Post 869)
wird die Querschnittskennziffer 18 vergeben, analog
dazu für Gewinnentnahmen als Ausgabe (Post 769) die
Querschnittskennziffer 37. Damit scheinen diese Aus-
gleichsbuchungen in Hinkunft auch im TGO-Quer-
schnitt auf.

Einmalige Gebarung

Die Entnahme aus Rücklagen wird nur der einmali-
gen Gebarung zugeordnet und unter Post 2989 ver-
bucht. Zu den Kapitaltransferzahlungen (Kennziffer

57) zählen auch die Einnahmen der Postengruppe 885.
Unter Kennziffer 54 fallen alle einmaligen Einnahmen
der Postenstellen 2409, 2419, 2429, 2439, 2449, 2459,
2469 und 2499 sowie 2509, 2519, 2529, 2539, 2549, 2559
und 2599. Analog dazu werden die einmaligen Dar-
lehensgewährungen der Postenstellen 2409, 2419, 2429,
2439, 2449, 2459, 2469 und 2499 sowie 2509, 2519, 2529,
2539, 2549, 2559 und 2599 als einmalige Ausgaben der
Kennziffer 74 zugeordnet. Zur besseren Transparenz
werden Darlehensaufnahmen ebenso wie einmalige und
ao. Schuldentilgungen (Postenunterklassen 34 und 35)
in Hinkunft in der 4. Dekade mit Kennziffer 9 verse-
hen. Die Posten für die sonstigen einmaligen und ao.
Einnahmen (Kennziffer 59) und die sonstigen einmali-
gen und ao. Ausgaben (Kennziffer 79) werden genau
festgelegt und sind aus dem TGO-Querschnitt im In-
ternet ersichtlich. Andere als die hier angeführten
Posten dürfen für die einmalige Gebarung nur nach aus-
drücklicher Zustimmung der Abteilung Gemeindean-
gelegenheiten verwendet werden. 

Untergliederungen der Ansätze
und Posten

Generell wird bemerkt, dass sich die Gemeinden in
der 4. Dekade des Ansatzes und der Post strikt an die
Vorgaben im Rahmenkontenplan halten müssen. Indi-
viduelle Untergliederungen können nur in der 5. und
6. Stelle vorgenommen werden, aus Gründen der Ein-
heitlichkeit wird festgelegt, dass dies durch Zuordnung
der Ziffern 01, 02 usw. aufsteigend erfolgen soll. Dieser
Grundsatz ist auch bei den Ansätzen der Vorhaben des
ao. Haushaltes konsequent einzuhalten.

Weitere Neuerungen

Eine weitere Neuerung ist bei den Posten für den
Leasingaufwand erforderlich. Während die laufende
Miete und die Ansparrate wie bisher bei Post 7001 und
7002 verbucht werden, werden Mietvorauszahlungen
und einmalig deponierte Kautionen der Post 7009 als
einmalige Gebarung zugeordnet. Für die Verbuchung
der Vergütungen zwischen Verwaltungszweigen ste-
hen in Hinkunft die Posten 8177 und 7207 für die fort-
dauernde Gebarung und 8179 und 7209 für die einma-
lige Gebarung zur Verfügung.

In letzter Zeit ist vermehrt die Frage aufgetaucht, ob
der Nachweis im Rechnungsabschluss für Aus-
gabenüberschreitungen über E 1.453,50 noch erforder-
lich ist. Dieser Nachweis geht zurück auf eine Regelung
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im § 15 Abs. 7 der VRV, wonach im Rechnungsabschluss
der Unterschied zwischen der Summe der vorgeschrie-
benen Beträge und dem veranschlagten Betrag darzu-
stellen ist. Da einige Buchhaltungssysteme (aus Platz-
gründen) früher nicht in der Lage waren, diesen Un-
terschied in einer eigenen Spalte auszuweisen, hat man
eine Kompromisslösung darin gefunden, alle Aus-
gabenüberschreitungen über E 1.453,50 in einem eige-
nen Nachweis darzustellen. Wenn ein EDV-System
jedoch das Erfordernis der VRV erfüllt, kann dieser
zusätzliche Nachweis entfallen. Unberührt davon
bleibt die Bestimmung, dass das zuständige Organ der
Gemeinde zu entscheiden hat, ab welchem Ausmaß
Abweichungen zu erläutern sind. Selbstverständlich be-

darf es weiterhin gem. § 95 Abs. 4 TGO 2001 für Aus-
gaben, die im Voranschlag nicht vorgesehen sind oder
die dessen Ansätze übersteigen, eines Beschlusses des
zuständigen Kollegialorganes.

Die Tiroler Gemeinden werden ersucht, die Än-
derungen bei den Ansätzen und Posten nach Möglich-
keit bereits bei der Erstellung des Voranschlages 2003,
jedenfalls aber im Voranschlag für 2004 umzusetzen.
Der TGO-Querschnitt sollte durch die EDV-Firmen
möglichst noch für den Rechnungsabschluss 2002 adap-
tiert werden. Im Herbst dieses Jahres werden bezirks-
weise Informationsveranstaltungen zu den Themen
Kontierungen, Querschnitte und Informationsaus-
tausch über das Internet stattfinden. 

Beim Gipfeltreffen der Regierungschefs von
Deutschland, Österreich, Tschechien und Slowakei mit
der Europäischen Kommission am 18. Aguust 2002 in
Berlin haben Kommissionspräsident Prodi, Bundes-
kanzler Schüssel und Bundeskanzler Schröder Ein-
vernehmen darüber erzielt, dass im Zuge der Behebung
der Hochwasserschäden die vorgesehenen Ausnahmen
vom Beihilfen- und Vergaberecht der Gemeinschaft
mit größtmöglicher Flexibilität zur Anwendung zu
gebracht werden sollen und dies auch in einem
Schreiben an die anderen Mitglieder des Europäischen
Rates und an den Präsidenten des Europäischen Parla-
ments vom 21. August 2002 ausdrücklich festgehalten.

Auf politischer Ebene wurde seither österreichi-
scherseits wiederholt auf die gebotene Flexibilität bei
der öffentlichen Auftragsvergabe hingewiesen.

Zur Reichweite der bestehenden Ausnahmeklauseln
im Vergaberecht ist dazu aus der Sicht des Bundeskanz-
leramtes-Verfassungsdienst Folgendes festzuhalten:

Die Vergaberichtlinien der EU sehen grundsätzlich
zwei Möglichkeiten der Vereinfachung der sonst vor-
geschriebenen Verfahren zur öffentlichen Auftragsver-
gabe vor: 

1. Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge können
in Ausnahmefällen im Verhandlungsverfahren ohne
vorherige öffentliche Bekanntmachung vergeben
werden. (Dies kommt einer „freihändigen Vergabe“ fak-

tisch sehr nahe und wird auch im internen Sprachge-
brauch der EK gelegentlich als „freihändige Vergabe“
bezeichnet.)

2. Auftragsvergaben können unter bestimmten Vor-
aussetzungen im Wege eines beschleunigten Vergabe-
verfahrens mit verkürzten Fristenläufen vergeben
werden.

Eine „freihändige Vergabe“ iS einer völlig form-
freien Vergabe ohne jegliche verfahrensrechtliche
Bindungen ist aber weder nach den Vergabericht-
linien der EG noch nach dem Bundesvergabegesetz
möglich und daher auch nicht definiert.

Die erstgenannte Ausnahmeregelung betreffend das
Verhandlungsverfahren ohne öffentliche Bekannt-
machung kann in Anspruch genommen werden, wenn
dringende, zwingende Gründe im Zusammenhang mit
Ereignissen, die der Auftraggeber nicht voraussehen
konnte und die ihm auch nicht zuzuschreiben sind, die
Einhaltung der für die Vergabeverfahren (mit vorheriger
öffentlicher Bekanntmachung) vorgesehenen Fristen
nicht zulassen (vgl. §§ 74 Abs. 3 Z. 4, 76 Abs. 3 Z. 3 und
81 Abs. 3 Z. 3 BVergG). 

Die Inanspruchnahme dieser Ausnahmeklausel wird
nach der Judikatur des EuGH prinzipiell restriktiv
gehandhabt. Überdies ist die Berufung auf den Ausnah-
metatbestand aber auch nur dann zulässig, wenn die
Leistungen angesichts der Notsituation unmittelbar er-

45.
„Freihändige“ Auftragsvergaben im Gefolge der Hochwasserkatastrophe im August 2002
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forderlich sind – das heißt, wenn der Auftraggeber nicht
über genügend Zeit verfügt, um ein beschleunigtes Ver-
gabeverfahren (Dauer ca. ein bis zwei Monate bis zur
Durchführung des Vertrages) durchzuführen (vgl.
EuGH Rs C-24/91, Universidad Complutense und Rs
C-107/92, Lawinenverbauung Brenner). 

Im Hinblick auf die österreichische Hochwasser-
situation können daher derzeit nach Einschätzung des
Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst wohl etwa

Maßnahmen zur unmittelbaren Katastrophenbekämp-
fung sowie allenfalls unmittelbar erforderliche Infra-
strukturmaßnahmen im Wege eines Verhandlungsver-
fahrens ohne vorherige Bekanntmachung vergeben
werden. Längerfristige Maßnahmen des Wiederaufbaus
werden hingegen einem beschleunigten oder gegebe-
nenfalls einem normalen Vergabeverfahren zu un-
terziehen sein. 

Dr. Dossi, Bundeskanzleramt, am 3. September 2002

46.
Schenkungssteuer von Spenden und Gebühren im Gefolge der Hochwasserkatastrophe

im August 2002

Das Bundesministerium für Finanzen hat an die
Finanzlandesdirektionen und Finanzämter gemäß § 206
lit a BAO folgende Anweisung weitergegeben:

1. Für Spenden, die an die Opfer der Hoch-
wasserkatastrophe bis 30. Juni 2003 ausgezahlt werden,
ist von der Erhebung der Schenkungssteuer Abstand zu
nehmen.

2. Für die im Zusammenhang mit der Hoch-
wasserkatastrophe 

a) notwendige Ersatzausstellung von gebühren-
pflichtigen Schriften (zB Reisepässe, Führerscheine,
Zulassungsscheine, Gewerbescheine) und

b) für die Schadensfeststellung, Schadensabwicklung
und Schadensbereinigung ausgestellten oder vorgeleg-
ten Schriften

sind keine Gebühren nach dem Gebührengesetz
1957 zu entrichten.

Nach Erbringung des entsprechenden Nachweises
ist auf der betreffenden Schrift der Vermerk „Abstand-
nahme von Gebührenentrichtung gemäß Erlass des
Bundesministeriums für Finanzen vom 6. September
2002, GZ 10 0101/8-IV/10/02 (Hochwassererlass)“
anzubringen. Ist die Anbringung des Vermerks nicht
möglich, so hat die die Schrift ausstellende Stelle in ihren
Unterlagen die entsprechende Abstandnahme von der
Gebührenentrichtung festzuhalten.

Diese Anordnung gilt für Schriften, für die die
Gebührenschuld vor dem 1. Jänner 2003 entsteht.

Wurden für die unter lit. a) oder b) errichteten
Schriften bereits Gebühren entrichtet, so sind diese

vom für die Erhebung der Gebühren zuständigen
Finanzamt auf Antrag rückzuerstatten.

3. Für die im Zusammenhang mit der Hochwasser-
katastrophe zur Finanzierung der Beseitigung des
eingetretenen Schadens durch den Geschädigten selbst
oder seinen den Schaden wirtschaftlich tragenden
Rechtsnachfolger abgeschlossenen Darlehens- und
Kreditverträge (einschließlich Aufstockungen und Ver-
tragsübernahmen) sowie für die damit verbundenen
(allenfalls zusätzlichen) Sicherungs- und Erfüllungs-
geschäfte sind keine Gebühren nach dem Gebührenge-
setz 1957 zu entrichten. Dies gilt auch für die durch die
Folgen des Hochwassers bedingten Prolongationen
bestehender Darlehen oder Kredite. Die Nichtentrich-
tung bezieht sich auch auf die Gebühr für Unter-
schriftsbeglaubigungen (§ 14 TP 13 GebG) auf den Ur-
kunden über die angeführten Rechtsgeschäfte.

Voraussetzung für die Nichtentrichtung ist, dass der
Eintritt und die Höhe des Schadens im Falle der
Selbstberechnung dem gemäß § 3 Abs. 4 GebG zur
Selbstberechnung befugten Darlehens- oder Kreditge-
ber, im Übrigen dem für die Erhebung der Gebühren
zuständigen Finanzamt nachgewiesen wird und die
Höhe des Darlehens oder Kredites der eingetretenen
Schadenssumme entspricht. Der Nachweis kann ins-
besondere erfolgen durch: Bestätigung der Gemeinde,
Vorlage des Schadenserhebungsprotokolls, Bestätigung
durch diverse öffentliche Förderungsstellen (zB Kata-
strophenfonds) oder öffentliche Einrichtungen (zB
Feuerwehr, Rotes Kreuz). Bei durch die Folgen des
Hochwassers bedingten Prolongationen bestehender



O KT O B E R  2 0 0 2M E R K B L AT T  F Ü R  D I E  G E M E I N D E N  T I R O L S14

Darlehen oder Kredite ist ebenfalls der Schadenseintritt
nachzuweisen.

Liegt im Zeitpunkt des Entstehens der Gebühren-
schuld für die angeführten Rechtsgeschäfte noch keine
derartige Bestätigung vor, so kann diese zunächst durch
eine Selbstauskunft des Darlehens- oder Kreditnehmers
ersetzt werden, in der dieser die Tatsache des Schadens
selbst erklärt. In der Folge ist aber jedenfalls der zuvor
angeführte Nachweis zu erbringen. Wird dieser in den
folgenden sechs Monaten nicht erbracht, so ist die
Gebühr wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen
des § 206 lit. a BAO zu entrichten.

Im Falle der Selbstberechnung ist auf den Urkunden
statt des im § 3 Abs. 4 GebG vorgesehenen Vermerks
Folgendes anzubringen: „Gebührenfrei gemäß Erlass
des Bundesministeriums für Finanzen vom 6. Septem-
ber 2002, GZ 10 0101/8-IV/10/02 (Hochwasserer-
lass)“. 

Aus den bei dem gemäß § 3 Abs. 4 GebG zur
Selbstberechnung Befugten aufliegenden Aufzeich-
nungen müssen der Schaden und die Nichtentrichtung
der Gebühr jedenfalls nachvollziehbar sein; Darlehens-
und Kreditverträge, für die keine Gebühr gemäß § 206
lit. a BAO zu entrichten ist, müssen nicht in die gemäß
§ 3 Abs. 4 GebG zu führenden Aufschreibungen
(Gebührenjournal) aufgenommen werden.

Diese Anordnung gilt für die angeführten Rechts-
geschäfte, für die die Gebührenschuld vor dem 1. Sep-
tember 2003 entsteht.

4. Für die im Zusammenhang mit der Hochwasser-
katastrophe abgeschlossenen Bestandverträge, mit de-
nen der Geschädigte selbst oder sein den Schaden
wirtschaftlich tragender Rechtsnachfolger eine Er-
satzbeschaffung vornimmt, sowie die damit verbunde-
nen (zusätzlichen) Sicherungs- und Erfüllungsge-
schäfte sind keine Gebühren nach dem Gebührengesetz
1957 zu entrichten. Die Nichtentrichtung bezieht sich
auch auf die Gebühr für Unterschriftsbeglaubi-
gungen (§ 14 TP 13 GebG) auf den Urkunden über die
angeführten Rechtsgeschäfte.

Voraussetzung für die Nichtentrichtung ist, dass der
Eintritt und die Höhe des Schadens im Falle der
Selbstberechnung dem gemäß § 33 TP 5 Abs. 5 Z. 1 und
Z. 5 GebG zur Selbstberechnung verpflichteten Be-
standgeber, bei Vorliegen einer Ausnahme von der

Verpflichtung zur Selbstberechnung der Gebühr
(BGBl. II Nr. 241/1999) dem für die Erhebung der
Gebühren zuständigen Finanzamt nachgewiesen wird.
Der Nachweis kann insbesondere erfolgen durch:
Bestätigung der Gemeinde, Vorlage des Schadenserhe-
bungsprotokolls, Bestätigung durch diverse öffentliche
Förderungsstellen (zB Katastrophenfonds) oder öf-
fentliche Einrichtungen (zB Feuerwehr, Rotes Kreuz). 

Liegt im Zeitpunkt des Entstehens der Gebühren-
schuld für die angeführten Rechtsgeschäfte noch keine
derartige Bestätigung vor, so kann diese im Falle der
Selbstberechnung gemäß § 33 TP 5 Abs. 5 Z. 5 zunächst
durch eine Selbstauskunft des Bestandnehmers ersetzt
werden, in der dieser die Tatsache des Schadens selbst
erklärt. In der Folge ist aber jedenfalls der zuvor ange-
führte Nachweis zu erbringen. Wird dieser in den fol-
genden sechs Monaten nicht erbracht, so ist die Gebühr
wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des § 206
lit. a BAO zu entrichten. 

ist im Falle der Selbstberechnung gemäß § 33 TP 5
Abs. 5 Z. 1 oder Z. 4 die Gebühr zu entrichten. Wird
der entsprechende Nachweis gegenüber dem für die Er-
hebung der Gebühren zuständigen Finanzamt inner-
halb von sechs Monaten erbracht, so hat dieses die
Gebühr rückzuerstatten.

Aus den beim gemäß § 33 TP 5 Abs. 5 Z. 5 GebG zur
Selbstberechnung Verpflichteten aufliegenden Auf-
zeichnungen müssen der Schaden und die Nichtent-
richtung der Gebühr jedenfalls nachvollziehbar sein;
Verträge, für die keine Gebühr gemäß § 206 lit. a BAO
zu entrichten ist, müssen nicht in die gemäß § 33 TP 5
Abs. 5 Z. 5 GebG zu führenden Aufschreibungen
(Gebührenjournal) aufgenommen werden,

Auf den Urkunden ist statt des im § 33 TP 5 Abs. 5
Z. 3 bzw § 3 Abs. 4a GebG vorgesehenen Vermerks
Folgendes anzubringen: „Gebührenfrei gemäß Erlass
des Bundesministeriums für Finanzen vom 6. Septem-
ber 2002, GZ 10 0101/8-IV/10/02 (Hochwasser-
erlass)“. 

Diese Anordnung gilt für die angeführten Rechts-
geschäfte, für die die Gebührenschuld vor dem 1. Sep-
tember 2003 entsteht.

BM für Finanzen, Abteilung IV/10,
GZ 10 0101/8-IV/10/02 vom 6. September 2002
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Das Land Tirol will nunmehr in seinem Internet-
auftritt www.tirol.gv.at, konkret in den Geografischen
Diensten des tiris, die Flächenwidmungen der Tiroler
Gemeinden online und für alle Benutzer frei zugänglich
publizieren. Als Orientierungsgrundlage sollen die di-
gitale Katastermappe und – wo bereits vorhanden – die
hochauflösenden Luftbilder des Landes verwendet wer-
den. Das umfangreiche Informationsangebot kann auf
diese Weise von jedermann und von überall her ohne
großen Kostenaufwand eingesehen werden! Hin-
sichtlich des Aufwandes für Gemeinden und Land
entsteht keine wesentliche Änderung gegenüber der
bereits eingeschlagenen und erprobten Vorgangsweise.
Damit scheint eine erweiterte Publizität dieser wichti-
gen Informationen mit einem vertretbaren Aufwand er-
reichbar.

Allerdings wird ein wichtiger Umstand dieser Infor-
mationsweitergabe, nämlich die Erhaltung der Aktua-
lität, besonders zu beachten sein. Es ist daher unbedingt
notwendig, die anfallenden Änderungen der Flächen-
widmungspläne in digitaler Form und zeitgerecht an
das Land zu übergeben. Diese Vorgangsweise ist in der
Plangrundlagen- und Planzeichenverordnung bereits
vorgesehen, wird aber derzeit nur in geringem Ausmaß
wahrgenommen. Zeitgerecht heisst, dass bereits bei der
Übergabe der Planänderungen an die Aufsichtsbehörde
die rechtlichen Festlegungen zusätzlich in digitaler

Form beigefügt werden. Andernfalls kann die Prüfung
dieser Daten und  deren unmittelbare Veröffentlichung
nach aufsichtsbehördlicher Genehmigung nicht ge-
währleistet werden.

Nachdem die Prüfung und Bearbeitung der digitalen
Daten über die Flächenwidmung bei der Abteilung
Raumordnung-Statistik vorgenommen werden, können
die Daten auch direkt dorthin übermittelt werden. Je-
denfalls ist der Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht
ein Nachweis dieser Datenübermittlung bei der Vorlage
der Planausfertigungen beizufügen. Die Gemeinde wird
ihren gemeindeinternen oder beauftragten Datenverar-
beiter von dieser Vorgangsweise in Kenntnis zu setzen
haben.

Die zuständigen Dienststellen des Amtes der Lan-
desregierung sind angewiesen, dass die zeitgerechte di-
gitale Übergabe aller Flächenwidmungsänderungen
durch die Gemeinden jedenfalls zu erfolgen hat, an-
dernfalls die Durchführung der aufsichtsbehördlichen
Begutachtung nicht durchgeführt und zeitgerecht
abgeschlossen werden kann.

Der Gemeindereferent der Landesregierung bedankt
sich in seinem in dieser Angelegenheit an die Gemein-
den ergangenen Schreiben für die bisherige gute Zusam-
menarbeit und freut sich auf die baldige Einrichtung des
neuen Informationsdienstes über die Flächenwidmung
in Tirol.

47.
„Flächenwidmung online
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Juli 2002 August 2002
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 104,6 104,8

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 110,0 110,2

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100 143,9 144,2

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100 223,7 224,2

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100 392,7 393,4

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 500,3 501,3

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 501,9 502,8

Der Index der Verbraucherpreise 2000 (Basis: Durchschnitt 2000 = 100) für
den Kalendermonat August 2002 beträgt 104,8 (vorläufige Zahl) und ist so-
mit gegenüber Juli 2002 (104,6 endgültige Zahl) um 0,2% gesunken (Juli
2002 gegenüber Juni 2002: –0,1%). Gegenüber August 2001 ergibt sich eine
Steigerung um 1,9% (Juli 2002/2001: +1,6%).

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  
F Ü R  AU G U S T  2 0 0 2

(vorläufiges Ergebnis)
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